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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 30. — 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Vertheilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtückstheilungen und die Gründung 
neuer Anſiedelungen in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen 
und Weſtfalen, S. 405. — Verordnung, betreffend die Tagegelder und die Reiſekoſten der Me 


dizinalbeamten, S. 411. 


(Nr. 8465.) Geſetz, betreffend die Vertheilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtückstheilungen 
und die Gründung neuer Anſiedelungen in den Provinzen Preußen, Bran- 
denburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und Weſtfalen. Vom 
25. Auguſt 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 

verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 

für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen 

und Weſtfalen, was folgt: 

I. Vertheilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtückstheilungen. 
1 


$. 1. 

Hinſichtlich der Vertheilung der öffentlichen Laſten, welche bei gutsherrlich— 
Welchen Regulirungen, Gemeinheitstheilungen und Ablöfungen erfochenlih 
wird, und hinſichtlich der Vertheilung der Grundſteuer verbleibt es bei den be 
ſtehenden Vorſchriften. 

Die Vertheilung der zu den Zwecken der Deich⸗, Meliorations⸗, Wald- 

enoſſenſchafts⸗ und ähnlichen Verbände aufzubringenden Abgaben und Leiſtungen, 
ſech den genannten Verbänden nach Maßgabe ihrer Verfaſſung zu. 
8 

Der Vertheilung nach dieſem Geſetze unterliegen nur die den Königlichen 
Rentenbanken und Tilgungskaſſen, ſowie dem Domainenfiskus zuſtehenden Renten 
und, vorbehaltlich der Beſtimmungen in §. 10. die aus dem Kirchen, Pfarr, 
Schul⸗ und . runde entſpringenden Abgaben und Leiſtungen, ſofern 
br e auf dem Grundbeſiß haften oder mit Rückſicht auf Grundbeſitz zu ent⸗ 
richten ſind. 

„Sobald eine Vertheilung nach dieſem Geſetze . ſtattgefunden hat, 
iſt jedes Trennſtück nur für die auf daſſelbe vertheilten Laſten der vorbezeichneten 
Art verhaftet. 

Jahrgang 1876. (Nr. 8465.) 60 $. 3. 


Ausgegeben zu Berlin den 9. Oktober 1876. 
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$. 3. 

Die Vertheilung der im F. 2. bezeichneten Laſten iſt nach dem Maßſtabe 
der Grund⸗ und Gebäudeſteuer zu bewirken. 

Falls dieſer Maßſtab nicht anwendbar iſt, oder von dem Verhältniſſe des 
Ertrags⸗(Nutzungs⸗) Werthes der einzelnen Theilſtücke erheblich abweicht, ſo iſt 
deren beſonders zu ermittelnder Ertrags⸗ (Nutzungs-) Werth der Vertheilung zu 
Grunde zu legen. Hierbei find die für die Grund- und Gebäudeſteuer beſtehenden 
Vorſchriften zum Anhalt zu nehmen. 


F. 4. 
Die Vertheilung der Renten (F. 2.) erfolgt durch den Kataſterkontroleur, 
welcher den Vertheilungsplan entwerfen und den Betheiligten bekannt machen muß. 
Innerhalb einundzwanzig Tagen nach der Bekanntmachung ſteht den 
Betheiligten die Beſchwerde offen. 
5 Dieſelbe iſt ſchriftlich oder mündlich zu Protokoll bei dem Kataſterkon⸗ 
troleur anzubringen. 
5 


$. 5. 
Die Beſtätigung des Rentenvertheilungs-Planes und die Entſcheidung 
über die angebrachten Beſchwerden erfolgt durch 
a) die Direktion der Rentenbank hinſichtlich der dieſer Bank zuſtehenden 
oder ihr zur Verwaltung überwieſenen Renten, 


b) die Domainenbehörde hinſichtlich der Domainenrenten. 


6 


$. 6. 

Zum Erfah für die dem Kataſterkontroleur erwachſenden Geſchäftsunkoſten 
haben die Trennſtückserwerber nach näherer Beſtimmung des Finanzminiſters eine 
Gebühr zu entrichten, welche höchſtens eine Mark für jedes Trennſtück beträgt. 

Außerdem ſind dem Kataſterkontroleur von denjenigen Trennſtückserwerbern, 
in deren Intereſſe Ermittelungen an Ort und Stelle lediglich wegen der Renten⸗ 
vertheilung erforderlich werden, nach Verhältniß der Rentenantheile die geſetzlichen 
Tagegelder und Reiſekoſten zu vergüten. 

5.7; 

Die aus dem Kirchen» und Pfarrverbande entſpringenden Laſten werden 
in evangeliſchen Gemeinden durch den Gemeindekirchenrath, in katholiſchen Ge— 
meinden durch den Kirchenvorſtand, die aus dem Schulverbande entſpringenden 
Laſten durch den Schulvorſtand, die aus dem Gemeindeverbande entſpringenden 
Laſten, vorbehaltlich der Vorſchriften in den $$. 11. bis 13. des Geſetzes über 
die Landgemeindeverfaſſungen vom 14. April 1856. (Geſetz-Samml. S. 359.), 
durch den Gemeindevorſteher vertheilt. 
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$. 8. 

Der Kataſterkontroleur hat bei jeder Grundſtückstheilung, falls nicht einer 
der Fälle des $. 10. vorliegt, eine Abſchrift des beſtätigten Rentenvertheilungs⸗ 
planes, oder wenn ſolcher nicht aufzuſtellen war, einen Auszug aus den Grund⸗ 
ſteuerfortſchreibungs⸗Protokollen nebſt den erforderlichen Angaben hinſichtlich der 
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Gebäudeſteuer, dem Landrath in Stadtkreiſen Behr Gemeindevorſtand 1 ; 
a ar 
ind, jedem der zur Vertheilung berufenen Organe eine Abſchrift der bezei | 
Schriſtſtücke zu. 3 ſchrift der bezeichneten 
9 5 


. i 
Die Vertheilung (F. 7) wird in urkundlicher Form feſtgeſetzt. Sie i 
den Betheiligten und, wenn Patronatslaſten zur Vertheilung 1 7 5 0 05 


Patronatsaufſichtsbehörde bekannt zu machen. 
nnerhalb einundzwanzig Tagen nach der Bekanntmachung ſteht den Be⸗ 
theiligten und der Patronatsaufſichtsbehörde die Klage im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren offen. 
Dieſelbe ift bei dem Kreisausſchuſſe, in Stadtkreiſen bei dem Berzirksver⸗ 


waltungsgericht anzubringen. 
& ; F. 10. 


Der Vertheilung nach dieſem Geſetze bedarf es hinſichtlich der im F. 7. 

genannten Laſten nicht, wenn dieſelben: 

a) auf Gebäuden, Baupläßen, Hofſtellen oder Gärten innerhalb einer 
Stadt oder Vorſtadt ruhen, oder wenn ſie ; 25 

b) von dem Beſitzer eines jeden Grundſtücks ohne Rückſicht d 
Beſchaffenheit oder Größe, oder 0 eh auf deff 

e) nach Verhältniß der Staatsſteuern aufzubringen ſind, 

d) wenn im Falle der Vertauſchung von Grundſtückstheilen deren Eigen 
c en ll eier Chan und der im F. 7 
bezeichneten Vorſtände in die we ſelſeitige Laſtenübertra. RR 
Tauſchſtücke willigen. . ragung auf die 

$. 11 


Streitigkeiten über die Exiſtenz, den Umfang oder die rechtliche Natur der 
zu vertheilenden Abgaben und Leiſtungen verbleiben der dicherlichen ee 
Wenn vor derſelben, die Vertheilung nicht bewirkt werden kann, ſo iſt hinſichtlich 
der Renten die beſtätigende Behörde, ſonſt der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen 
das Bezirksverwaltungsgericht, befugt, über die Vertheilung eine vorläufige Feſt— 
ſetzung zu treffen, gegen welche eine Berufung nicht ſtattfindet. 
$. 12. 
Die in Gemäßheit dieſes Geſetzes über die Vertheilung von Laſten 

Rh 8 t v ger 
troffenen endgültigen und die nach $. 11. getroffenen vorläufige 
a im Verwaltungswege altern en N e e 


II. Gründung neuer Anſiedelungen. 


$. 13. 

Wer außerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft ein Wohnhau 
errichten oder ein ſchon vorhandenes Gebäude zum Wohahanſe dichten a 
bedarf einer von der Ortspolizeibehörde zu ertheilenden Anſiedelungsgenehmigung. 
Vor deren Aushändigung darf die polizeiliche Bauerlaubniß nicht ertheilt werden. 
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| Me 
Die Anſiedelungsgenehmigung iſt nicht erforderlich für Wohnhäuſer, welche 
in den Grenzen eines nach dem Geſetz vom 2. Juli 1875. feſtgeſtellten Be⸗ 


bauungsplans, oder welche auf einem bereits bebauten Grundſtücke im Zuſammen⸗ 
hange mit bewohnten Gebäuden errichtet oder eingerichtet werden follen. 


$. 14. 

Die Anſiedelungsgenehmigung ift zu verfagen, wenn nicht nachgewieſen 
iſt, daß der Platz, auf welchem die Anſiedelung gegründet werden ſoll, durch 
einen jederzeit offenen Weg zugänglich, oder daß die Beſchaffung eines ſolchen 
Weges geſichert iſt. Wenn nur der letztere Nachweis erbracht werden kann, ſo 
iſt bei Ertheilung der Anſiedelungsgenehmigung für die Beſchaffung des Weges 
eine Friſt zu beſtimmen, nach deren fruchtloſem Ablaufe das polizeiliche Zwangs⸗ 
verfahren eintritt. 8 

15 


Die Anſiedelungsgenehmigung kann verſagt werden, wenn gegen die An⸗ 
ſiedelung von dem Eigenthümer, dem Nutzungs⸗ oder Gebrauchsberechtigten oder 
dem Pächter eines benachbarten Grundſtücks oder von dem Vorſteher des Ge⸗ 
meinde- (Gut3-) Bezirks, ze welchem das zu beſiedelnde Grundſtück gehört, oder 
von einem der Vorſteher derjenigen Gemeinde- (Guts-) Bezirke, an welche das⸗ 
ſelbe grenzt, Einſpruch erhoben und der Einſpruch durch Thatſachen begründet 
wird, welche die Annahme rechtfertigen, daß die Anſiedelung den Schutz der 
Nutzungen benachbarter Grundſtücke aus dem Feld⸗ oder Gartenbau, aus der 
Forſtwirthſchaft, der Jagd oder der Fifcherei gefährden werde. 

$. 16. 

Vor Ertheilung der Anſiedelungsgenehmigung ſind die betheiligten Ge⸗ 
meinde⸗(Guts⸗) Vorſteher ($. 15.) von dem ntrage in Kenntniß zu ſetzen. 
Dieſe haben den Antrag innerhalb ihrer Gemeinden (Gutsbezirke) auf ortsübliche 
Art mit dem Bemerken bekannt zu machen, daß gegen den Antrag von den 
Eigenthümern, Nutzungs-, Gebrauchsberechtigten und Pächtern der benachbarten 
Grundſtücke innerhalb einer Präkluſivfriſt von einundzwanzig Tagen bei der 
Ortspolizeibehörde Einſpruch erhoben werden könne, wenn der Einſpruch ſich 
durch Thatſachen der in $. 15. bezeichneten Art begründen laſſe. 

Die erhobenen Einſprüche ſind von der Ortspolizeibehörde, geeignetenfalls 
nach Anhörung des Antragſtellers und derjenigen, welche Einſpruch erhoben 
haben, ſowie nach Aufnahme des Beweiſes zu prüfen. 

$. 17. 

Die Verſagung der Genehmigung auf Grund des $. 14. oder auf Grund 
erhobener Einfprüche ($. 15.), ſowie die Zurückweiſung der gegen die Anſiedelungs⸗ 
genebmigung erhobenen Einſprüche erfolgt durch einen Beſcheid der Ortspolizei⸗ 

ehörde, welcher mit Gründen zu verſehen und dem Antragſteller, ſowie den- 
jenigen, welche Einſpruch erhoben haben, zu eröffnen iſt. 5 

Gegen den Beſcheid ſteht dem Antragſteller, ſowie denjenigen, welche 
Einſpruch erhoben haben, innerhalb einer Präkluſivfriſt von zehn Tagen nach 
Zuftellung des Beſcheides, den Tag der Zuftellung ungerechnet, die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren offen. 

Zu⸗ 


a ZW 


8 3 = 
Ziuſtändig iſt der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen das Bezirksverwaltungs⸗ 
icht. g 


a g. 18. 


Wer außerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft eine Kolonie 
anlegen will, hat dazu die Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen 
der Ortspolizeibehörde, zu beantragen. Mit dem Antrage iſt ein Plan vor⸗ 
ulegen und darin nachzuweiſen, in welcher Art die Gemeinde-, Kirchen⸗ und 
Schulverhältniſſe der Kolonie geordnet werden ſollen. 

$. 19. 


Die Genehmigung zur Anlegung einer Kolonie kann verſagt werden, 
wenn und fo lange die Gemeinde-, Kirchen und Schulverhältniſſe nicht dem 
öffentlichen Jutereſſ und den beſtehenden geſetzlichen und ſtatutariſchen Beſtim⸗ 
mungen gemäß geordnet ſind. Im Uebrigen finden die Beſtimmungen der 
F. 14. bis 17. mit der Maßgabe Anwendung, daß die in den $$. 16. 17. der 
Ortspolizeibehörde beigelegten Befugniſſe für Landkreiſe von dem Kreisausſchuſſe 
wahrzunehmen ſind und 1555 den vom Kreisausſchuß ergangenen Beſcheid 
innerhalb der im $. 17. be immten Friſt der Einſpruch auf mündliche Verhand⸗ 
lung im Streitverfahren ſtattfindet. 

$. 20. 

Wer vor Ertheilung der vorgeſchriebenen Genehmigung mit einer neuen 
Anſiedelung oder der Anlegung einer Kolonie beginnt, wird mit Geldſtrafe bis 
Einhundert und funfzig Mark oder Haft beſtraft. Auch kann die Ortspolizei⸗ 
behörde die Weiterführung der Anſiedelung oder Kolonie verhindern und die 
Wegſchaffung der errichteten Anlagen anordnen. 


III. Schluß und Uebergangs beſtimmungen. 


$. 21. 
Das Verfahren nach dieſem Geſetze, einſchließlich der ertheilten Genehmi⸗ 
gungen, iſt ſtempelfrei. 8. 22 


In denjenigen Städten, welche nach Maßgabe ergehender Geſetze von der 
Zuſtändigkeit des Kreisausſchuſſes in Angelegenheiten der allgemeinen Landes⸗ 
verwaltung ausgenommen werden, tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes in den 
Fällen der $$. 9. 11. und 17. dieſes Geſetzes das Bezirksverwaltungsgericht, in 
den Fällen der $$. 18. und 19. die Ortspolizeibehörde. 4 


$. 23. 


In den Provinzen Poſen und Weſtfalen werden bis zur Einrichtung von 
Kreisausſchüſſen und ezirksverwaltungsgerichten die in dieſem Geſetze dem Kreis. 
ausſchuſſe beigelegten Befugniſſe von dem Landrathe und die Befugniſſe des 
Bezirksverwaltungsgerichts von der Bezirksregierung wahrgenommen. 
Hinſichtlich des Verfahrens, der Rechtsmittel und der Friſten zur Ein⸗ 
legung der Rechtsmittel finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 3. Jul 1875., 
(Nr. 8465.) 98 
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betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren (Geſetz-Samml. S. 375.), entſprechende Anwendung. 

Das Oberverwaltungsgericht entſcheidet auf die Berufung gegen die von 
den Bezirksregierungen in erſter Inſtanz, ſowie auf das Rechtsmittel der Reviſion 
gegen die von den Bezirksregierungen in zweiter Inſtanz erlaſſenen Endurtheile. 


$. 24. 


Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1877. in Kraft. Von 
dieſem Zeitpunkte ab ſind aufgehoben: 


das Geſetz vom 3. Januar 1845., betreffend die Zertheilung von 
Grundſtücken und die Gründung neuer Anſiedelungen (Geſetz-Samml. 
8 S. 25.), die daſſelbe ergänzenden Geſetze vom 24. Februar 1850. 
. (Geſetz-Samml. S. 68.) he! vom 24. Mai 1853. (Geſetz⸗Samml. 
5 5 S. 241.), das Geſetz vom 26. Mai 1856., betreffend die Zertheilung 
1 von Grundſtücken und die Gründung neuer Anſiedelungen in Neu: 
5 vorpommern und Rügen (Geſetz⸗-Samml. S. 613.), $. 135. Nr. VII. 
es. und VIII. der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. und die Ver. 
Be: ordnung vom 11. Juli 1845., betreffend die neuen Anſiedelungen in 
* der Provinz Weſtfalen (Geſetz-Samml. S. 496.). 

5 Diejenigen anderweiten Beſtimmungen, welche die Errichtung von Gebäuden 
. in der Nähe von Forſten, Eiſenbahnen, Chauſſeen, öffentlichen Gewäſſern, 
Be Strömen, Kanälen, Deichen, Bergwerken, Pulvermagazinen und anderen Anlagen 
0 polizeilichen Beſchränkungen unterwerfen, werden von dem gegenwärtigen Geſetze 
0 nicht berührt. 


N Die 59. 1. bis 12. bleiben für die Provinz Weſtfalen außer Anwendung. 

5 F. 26. 

N Der Finanzminiſter, der Miniſter des Innern, der Miniſter der fed 
x Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten und der Minifter für die andwirth⸗ 


ſchaftlichen Angelegenheiten ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt 
und erlaſſen die erforderlichen Anordnungen und Inſtruktionen. g 


8 Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
5 Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 25. Auguſt 1876. 


5 (J. S.) Wilhelm. 
Bi: Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. v. Bülow. 


(Nr. 8406.) 
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(Nr. 8466.) Verordnung, betreffend die Tagegelder und die Reiſekoſten der Medizinalbeamten. 
Vom 17. September 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen auf Grund des Artikels II. des Geſetzes vom 28. Juni 1875. (Geſetz— 
Samml. ©. 370.), was folgt: 

Artikel J. 

Die $$. 2. und 5. des Geſetzes vom 9. März 1872., betreffend die den 
Medizinalbeamten für die Beſorgung gerichtsärztlicher, medizinal⸗ oder ſanitäts⸗ 
polizeilicher Geſchäfte zu gewährenden Vergütungen (Geſetz-Samml. S. 265.), 
werden wie folgt abgeändert: 9 2 


Die Medizinalbeamten erhalten für amtliche Geſchäfte in einer Entfernun 
von nicht weniger als zwei Kilometern von ihrem Wohnort Tagegelder 10 
Reiſekoſten nach den folgenden Sätzen: 
I. In gerichtlichen Angelegenheiten e 
1) Kreisphyſiker, Kreiswundärzte und Departements⸗Thierärzte, letztere 
indeſſen nur bei Verhandlungen, welche nicht einen Gegenſtand ihrer 
kreisthierärztlichen Thätigkeit betreffen, 
A. an Tagegeldern 9 Mark, 
B. an Reiſekoſten 
a) bei Reiſen, welche auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen gemacht 
werden können, für das Kilometer 13 Pfennige und für jeden 
Zu⸗ und Abgang 3 Mark, 
b) bei Reiſen, welche nicht auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen 
zurückgelegt werden können, für das Kilometer 50 Pfennige / 
2) Kreisthierärzte und Departements⸗Thierärzte, letztere bei Verhandlungen, 
welche ihre kreisthierärztliche Thätigkeit betreffen, 
A. an Tagegeldern 4 Mark 50 Pfennige, 
B. an Reiſekoſten i 
a) bei Reiſen, welche auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen gemacht 
werden können, für das Kilometer 10 Pfennige und für jeden 
Zu⸗ und Abgang 2 Mark, 
b) bei Reiſen, welche nicht auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen 
zurückgelegt werden können, für das Kilometer 25 Pfennige / 
II. In allen anderen Fällen N 
1) Kreisphyſiker, Kreiswundärzte und Departements-Thierärzte, letztere 
indeſſen nur bei Reiſen, welche ſie nach einem außerhalb ihres engeren 
kreisthierärztlichen Bezirks gelegenen Orte hin vornehmen, 
A. an Tagegeldern 12 Mark, 
B. an Reiſekoſten 
(Nr. 8466.) a) bei 
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a) bei Dienſtreiſen, welche auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen 
emacht werden können, für das Kilometer 13 Pfennige und 
für jeden Zu⸗ und Abgang 3 Mark, 
b) bei Dienſtreiſen, welche nicht auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen 
zurückgelegt werden können, für das Kilometer 60 Pfennige); 
2) Kreisthierärzte und Departements ⸗Thierärzte, ſofern letztere Reiſen 
innerhalb ihres kreisthierärztlichen Bezirks zu machen haben, 
A. an Tagegeldern 6 Mark, 
B. an Reiſekoſten 
a) bei Dienſtreiſen, welche auf Eiſenbahnen oder Dampſſchiffen 
emacht werden können, für das Kilometer 10 Pfennige und 
für jeden Zu⸗ und Abgang 2 Mark, 
b) bei Dienſtreiſen, welche nicht auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen 
zurückgelegt werden können, für das Kilometer 40 Pfennige. 
Die Reiſekoſten werden für die Hin- und Rückreiſe beſonders berechnet 
Bei Berechnung der Entfernungen wird jedes angefangene Kilometer für 
ein volles Kilometer gerechnet. 1 
Bei Reiſen von nicht weniger als 2 Kilometer, aber unter 8 Kilometer 
ſind die Reiſekoſten für 8 Kilometer zu gewähren. 
Haben erweislich höhere Reiſekoſten, als die unter I. und II. feſtgeſetzten, 
aufgewendet werden müſſen, fo werden dieſe erſtattet. g 


$. 5. 
Beanſprucht der Medizinalbeamte in den Fällen des $. 3. die dort feſt⸗ 
geſetzten Gebühren, fo erhält er für den Tag, an welchem das Geſchäft ſelbſt 
vorgenommen wird, keine Tagegelder. 


Artikel II. 
f Kruft. gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung 
in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ö 
Gegeben Berlin, den 17. September 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 
Für den Miniſter für die landwirth⸗ 


ſchaftlichen Angelegenheiten: 
Camphauſen. Leonhardt. Falk. Achenbach. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober + Hofbuchbruderei 
(R. v. Deder). 


